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Für das Bundesland Sachsen-Anhalt
wurden 1998 sechs Gesundheitsziele
vereinbart. Eines dieser Gesundheits-
ziele ist das „Erreichen eines altersge-
rechten Impfstatus bei über 90 % der
Bevölkerung“. Zur Verbesserung der
Impfsituation in Sachsen-Anhalt wur-
den seitdem zahlreiche Maßnahmen
geplant, umgesetzt und evaluiert bzw.
bewertet. 

Zur Planung, Umsetzung und
Evaluation von Impfprogrammen sind
aktuelle und belastbare Daten über
das Auftreten von Infektionskrank-
heiten sowie über den Immun- und
Impfstatus der Bevölkerung notwen-
dig. Ebenso erfordert eine gezielte
Impfaufklärung Kenntnisse über das
aktuelle Impfverhalten und die Impf-
akzeptanz. Durchgeführte Impfungen
werden in Deutschland nicht zentral
dokumentiert, und nur ein Teil der
impfpräventablen Infektionskrankhei-
ten ist meldpflichtig. Zur Ermittlung
des Impf- und Immunstatus der
Bevölkerung müssen daher Teilstich-
proben oder Querschnittsuntersu-
chungen herangezogen werden, die
eine ungefähre Einschätzung der
Impfsituation ermöglichen.

Eine vergleichbare und jährlich wie-
derkehrende Datenerhebung zum
Impfstatus gibt es in Deutschland nur
bei den Schuleingangsuntersuchun-
gen.

Mit der Neujustierung der Gesund-
heitsziele im Jahr 2003 wurden 3
Schwerpunktzielgruppen definiert, de-
ren Entwicklung die Zukunft des
Bundeslandes Sachsen-Anhalt we-
sentlich bestimmen werden: Kinder
und Jugendliche, Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer und Arbeitgeber
sowie Seniorinnen und Senioren.

Das vorliegende Projekt mit dem Titel
„Impfstatus und Impflückenschließung
durch Betriebsärzte“, welches am
06.10.2004 zum Modellprojekt durch
das Ministerium für Gesundheit und
Soziales berufen wurde, befasst sich
mit der Schwerpunktzielgruppe Arbeit-
nehmer.

Im Rahmen dieses Modellprojektes
wurde der Impfstatus von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern aus 4
Betrieben bzw. Einrichtungen in
Sachsen-Anhalt erhoben. Gleichzeitig
wurden Kriterien und Faktoren erfragt,
die Auswirkungen auf den Impfstatus
haben könnten. 

Für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer sind in der Biostoffverordnung
Impfungen zum Schutz vor berufsbe-
dingten impfpräventablen Krankheiten
verankert. Darüber hinaus sollten
aber auch die von der STIKO empfoh-
lenen Standardimpfungen beachtet
werden, die einen unverzichtbaren
Beitrag zur betrieblichen Gesund-
heitsförderung darstellen. Entsprech-
end dem Gesundheitsziel sollten

Vorwort
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mehr als 90 % der Beschäftigten
altersgerecht geimpft sein. Die durch
das Projekt gewonnenen Daten erlau-
ben erstmals einen Hinweis darauf,
dass etwa 1/3 der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer nicht altersgerecht
gegen Tetanus und Diphtherie geimpft
sind, und dass im Gesundheitswesen
Tätige sogar schlechter gegen
Influenza geimpft sind als andere
Beschäftigte. 

Die nicht in der Biostoffverordnung
verankerten, von der STIKO empfoh-
lenen und vom gemeinsamen Bun-
desausschuss übernommenen Im-
pfungen aus beruflicher Indikation
gehören seit dem In-Kraft-Treten des
Wettbewerbsstärkungsgesetzes zu
Pflichtleistungen der gesetzlichen
Krankenkassen. Damit sind wichtige
strukturell bedingte Impfhindernisse
beseitigt worden. Die Förderung des
Impfgedankens in den Betrieben in
Rahmen der betrieblichen Gesund-
heitsförderung sollte nunmehr auch
die Inanspruchnahme von Impfan-
geboten durch Beschäftigte weiter
verbessern.

Dr. Jost Melchior
Landesamt für Verbraucherschutz
Sachsen-Anhalt
Präsident
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1. Einführung

Schutzimpfungen haben in der Be-
kämpfung von Infektionskrankheiten
neben der Verbesserung der sozialen
und hygienischen Lebensbedingungen
aufgrund ihrer Effektivität, der günsti-
gen Risiko-Nutzen-Relation und ihrer
gesellschaftlichen Akzeptanz einen
hohen Stellenwert und Wirkungsgrad. 

Viele Infektionskrankheiten treten in
Deutschland nur noch selten auf.
Damit sind mögliche tödliche und
komplikationsreiche Verläufe nicht
mehr Gegenstand öffentlicher oder
fachöffentlicher Wahrnehmungen. Das
Bewusstsein über die Gefährlichkeit
der Krankheiten sinkt. Demgegenüber
treten immer mehr Diskussionen über
den Nutzen und das Risiko von Im-
pfungen in industriell entwickelten
Ländern wie Deutschland in den
Mittelpunkt.  Als Folge sinkt häufig die
Impf-Akzeptanz. 

Moderne Impfstoffe haben im vergan-
genen Jahrhundert zu einem weltwei-
ten Rückgang von Infektionskrankhei-
ten geführt. Doch die epidemiologi-
sche Entwicklung bekannter und das
Auftreten neuer Infektionskrankhei-
ten, die nur unzureichende Umset-
zung von Impfempfehlungen (z. B. bei
Masern, Pertussis, Hepatitis B) und
das Wiederaufflackern von bereits
zurückgedrängten impfpräventablen
Krankheiten in Ländern mit nachlas-
sendem Impfschutz (z. B. Diphtherie

in den GUS-Staaten, Masern in der
Schweiz) zeigen die unverändert
hohe Bedeutsamkeit von Schutz-
impfungen. 

Durch Schutzimpfungen wird sowohl
ein individueller als auch ein Popula-
tionsschutz möglich. Es wird also
nicht nur der Einzelne gegen eine
Infektionskrankheit geschützt, son-
dern bei ausreichend hoher Durch-
impfung der gesamten Bevölkerung
wird einer endemischen Ausbreitung
von Krankheitserregern vorgebeugt.
Aktuelle Impfungen für die Bevöl-
kerung Deutschlands empfiehlt die
Ständige Impfkommission (STIKO)
am Robert Koch-Institut (RKI). 

Um eine Erhöhung der Impfakzeptanz
und eine Steigerung der Durchim-
pfung zu erreichen, sind aktuelle
Kenntnisse zum Impf- und Immunsta-
tus der Bevölkerung sowie zu Ein-
flussfaktoren notwendig. Über solche
Daten verfügt Deutschland nur in
unzureichendem Maß.

Besonders bei Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern ist die Durch-
impfung noch weitgehend unbekannt.
Gleichwohl werden nicht unerhebliche
Impflücken vermutet. Dies ließ uns
das Projekt  „Impfstatuserhebung und
gleichzeitige Impflückenschließung
durch Betriebsärzte“ ins Leben rufen.
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2. Das Projekt
2.1 Vorüberlegungen und 

Anliegen

Die Datenlage zum Impfstatus bei
Erwachsenen und speziell bei
Arbeitnehmern in Deutschland ist
unzureichend. Nach Abschluss der
Schulausbildung ist keine generelle
Datenaufnahme mehr vorgesehen und
auch kaum möglich, da das Impfen
üblicherweise beim niedergelassenen
Arzt erfolgt. Auch Betriebsärzte imp-
fen Erwachsene/Arbeitnehmer im
Rahmen der arbeitsmedizinischen
Vorsorge, müssen sich dabei jedoch
auf Impfungen beschränken, die ent-
sprechend der Biostoffverordnung für
gefährdende Tätigkeiten vorgesehen
sind. Zusätzlich können nach Gefähr-
dungsanalyse für bestimmte Berufs-
gruppen von der STIKO empfohlene
Impfungen durchgeführt werden
(Anlage 1). Standardimpfungen gehö-
ren dagegen nicht zum Repertoire der
Betriebsärzte, da sie nicht vom Arbeit-
geber finanziert werden und der Be-
triebsarzt gegenüber der Kassenärzt-
lichen Vereinigung nicht abrechnen
kann.
Der Zugangsweg über die Betriebs-
ärzte erschien geeignet, um Impfaus-
weise von einer repräsentativen Zahl
von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern zu überprüfen, den Impf-
status einheitlich zu dokumentieren
und anschließend einer gemeinsa-
men Auswertung zu unterziehen.
Gleichzeitig erschien es möglich, die

Altersabhängigkeit eventuell beste-
hender Impflücken festzustellen und
Einflussfaktoren auf den Impfstatus
herauszuarbeiten. Dies sollte mit
einer Fragebogenerhebung im
Zusammenhang mit der Impfausweis-
kontrolle erfolgen. Zusätzlich galt es
zu überprüfen, ob und unter welchen
Voraussetzungen Betriebsärzte be-
stehende Impflücken (bezüglich Stan-
dardimpfungen) vor Ort schließen
könnten. 

2.2 Ausgangslage

2004 waren 71 % der in Sachsen-
Anhalt lebenden Personen zwischen
15 und 64 Jahren alt (1.733.660).
Erwerbstätig waren 58,5 % dieser
Personen (1.015.200).

Für diese Altersgruppe (potenzielle
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer)
ist der altersgerechte Impfstatus fol-
gendermaßen definiert:

alle 10 Jahre Auffrischimpfung ge-
gen Diphtherie und Tetanus, voll-
ständige Grundimmunisierung ge-
gen Poliomyelitis,
für die 60- bis 64-Jährigen zusätz-
lich jährliche Impfung gegen Influ-
enza, Impfung gegen Pneumo-
kokken.

Gesicherte Daten zur Einschätzung
der Impfsituation unter Arbeitnehmern
in Sachsen-Anhalt stehen nicht zur
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Verfügung. Studien in anderen Bun-
desländern bzw. deutschlandweit
deuten darauf hin, dass große Impf-
lücken bestehen. (Beispiele: Seroepi-
demiologische Studie zur Überwa-
chung der Diphtherie-Immunität und
Diphtherie-Schutzimpfung im Frei-
staat Sachsen 1996, Gesundheits-
berichterstattung des Bundes 2000:
Impfung gegen Tetanus in den letzten
10 Jahren bei Erwachsenen in Deutsch-
land, Befragung des Robert Koch-
Instituts zur Influenza-Impfung 2003). 

Untersuchungen von 13.031 Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern in
Schleswig-Holstein im Jahr 2003 erga-
ben, dass nur 57,5 % der untersuch-
ten Personen innerhalb der letzten 10
Jahre eine Auffrischimpfung gegen
Diphtherie erhalten hatten und nur
66,1% eine Auffrischimpfung gegen
Tetanus. Jüngere waren besser gegen
Tetanus/Diphtherie geimpft als Ältere.

2.3 Ziele

Das Gesundheitsziel „Erreichen eines
altersgerechten Impfstatus bei über
90 % der Bevölkerung“ stellt den
Rahmen für das Projekt „Impfstatus-
erhebung und Impflückenschließung
durch Betriebsärzte“ dar. 

Hauptziel des Projektes war das
Feststellen und ggf. Verbessern des
altersgerechten Impfstatus bei Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern in

ausgewählten Betrieben bzw. Institu-
tionen in Sachsen-Anhalt. 
Weitere Ziele waren:

die Analyse von Einflussfaktoren
auf die Durchimpfung, 
die Schließung von Impflücken
(Tetanus, Diphtherie und Influenza
als Standard- bzw. Auffrischim-
pfung, Pertussis und Influenza als
Indikationsimpfung) und
die Erprobung der Impflücken-
schließung durch Betriebsärzte.

Mit dem Projekt wurden darüber hin-
aus folgende Intensionen verfolgt:

Verbesserung der Datenlage be-
züglich der Impfsituation bei Arbeit-
nehmern (Impfungen entsprechend
STIKO-Empfehlung, Impfungen
nach Biostoffverordnung),
Verbesserung des Wissens der
Vertragsärzte bezüglich der Impf-
lücken bei Arbeitnehmern und des
Einflusses des Hausarztes und
anderer Faktoren auf den Impf-
status (insbesondere bei Standard-
impfungen, Auffrischimpfungen ent-
sprechend STIKO-Empfehlung),
Verbesserung des Wissens der
Betriebsärzte, der Betriebe und der
Öffentlichkeit über notwendige Im-
pfungen bei Arbeitnehmern,
Verbesserung der Netzwerkbildung
des betriebsärztlichen Dienstes,
Steigerung des Problembewusst-
seins bei der Zielgruppe der Arbeit-
nehmer.
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2.4 Zielgruppen

Für das Projekt wurden folgende
Zielgruppen ausgewählt:

4.746 Beschäftigte der Landes-
hauptstadt Magdeburg,
4.604 Beschäftigte der Stadt Halle
(Saale),
1.107 Beschäftigte der Salutas
Pharma GmbH, Barleben,
2.123 Beschäftigte der Otto GmbH
Co. KG, Versandzentrum Haldens-
leben.

Darüber hinaus wurden weitere
Zielgruppen angesprochen:

die Arbeitgeber der o. g. Betriebe/
Institutionen und
Betriebsärzte.

2.5 Projektträger

Träger des Projektes war das Landes-
amt für Verbraucherschutz Sachsen-
Anhalt.

2.6 Kooperationspartner

Das Projekt wurde im Vorfeld im
Arbeitskreis Impfen beraten. Folgende
Institutionen kooperierten mit dem
Landesamt für Verbraucherschutz
und den zuständigen Betriebsärz-
tinnen bei der Umsetzung:

Verband Deutscher Betriebs- und
Werksärzte e.V. / Landesverband
Sachsen-Anhalt,
GlaxoSmithKline,
Krankenkassenverbände in Sach-
sen-Anhalt,
Landeshauptstadt Magdeburg,
Landesvereinigung für Gesundheit
Sachsen-Anhalt e. V.,
Otto GmbH Co. KG, Versandzen-
trum Haldensleben,
Salutas Pharma GmbH, 
Stadt Halle (Saale).

2.7 Laufzeit

Das Projekt wurde 2004 begonnen
und bis 2007 fortgesetzt. Drei Jahre
Projektzeitraum waren notwendig, um
möglichst viele Arbeitnehmer der
Betriebe im Rahmen der betriebsärzt-
lichen Untersuchung zu erfassen und
zum „Mitmachen“ zu motivieren. 2007
erfolgte die Auswertung der Daten.

2.8 Finanzierung

Die Finanzierung des Projektes ba-
sierte auf unbaren Ressourcen des
Trägers und der Kooperationspartner.
Für den Impfstoff wurden Sonderkon-
ditionen ausgehandelt. Gefördert
wurde das Projekt von der Firma
GlaxoSmithKline. Die Finanzierung
der Impfstoffe erfolgte durch die
Krankenkassen.
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2.9 Projektverlauf
2.9.1 Vorbereitungsphase

Die Vorbereitungsphase war von viel-
fältigen Aufgaben geprägt. So wurden
zunächst Daten über die beteiligten
Unternehmen zusammengetragen.
Die Möglichkeiten und Grenzen einer
betriebsärztlichen Impftätigkeit wurden

erörtert und Rahmenbedingungen für
das Vorhaben festgelegt. Um eine
geeignete Datengrundlage für die
Kalkulation der zu erwartenden Kos-
ten durch die Impflückenschließung
zu schaffen, wurden in den beteiligten
Unternehmen Stichproben zum alters-
gerechten Impfstatus gezogen:

Auf deren Grundlage wurde eine
Mengen- und Kostenkalkulation für
den Impfstoff vorgenommen. 

Betriebsärzte handeln und arbeiten
auf der Basis des Arbeitssicherheits-
gesetzes (ASIG). Dieses regelt in den
§§ 2-4 die Bestellung, die Aufgaben
und die Anforderungen an einen Be-
triebsarzt. Die Erhaltung und Förde-
rung der Gesundheit und Leistungs-
fähigkeit arbeitender Menschen ste-
hen im Vordergrund der betriebsärztli-
chen Tätigkeit. Das Impfen gehört nur

dann zu den Aufgaben eines Betriebs-
arztes, wenn Arbeitnehmer auf Grund
ihrer Tätigkeit im Unternehmen eine
gesetzlich vorgeschriebene Impfung
benötigen. Die beteiligten Betriebs-
ärztinnen prüfen bereits bei Einstel-
lungsuntersuchungen – wenn der
Impfausweis vorgelegt werden kann –
den aktuellen Impfstatus, bei Impflük-
ken empfehlen sie, mit Verweis auf den
Hausarzt, die Auffrischimpfung(en).

Zunächst mussten die Arbeitgeber für
das Vorhaben gewonnen werden.

* Da in die Stichprobe nur eine Zielgruppe der Stadt (Feuerwehrleute) einbezogen war, war die Wahrscheinlichkeit groß, dass die
Berechnung des Bedarfs auf dieser Basis unrealistisch ist. Deshalb wurden die Daten der Stadt Magdeburg für die wahrscheinliche
Bedarfsermittlung zu Grunde gelegt.
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Hier vermittelten die Betriebsärztinnen
und klärten die Projektbeteiligung.

Weiterhin musste das Benehmen mit
der Ärztekammer und der Kassenärzt-
lichen Vereinigung Sachsen-Anhalt
hergestellt und die Krankenkassen zur
Finanzierung des Impfstoffes für die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
gewonnen werden.

Da die Kostenübernahme für die
benötigten Impfstoffe mit allen ggf. be-
troffenen Krankenkassen geregelt
werden musste, war zunächst zu prü-
fen, bei wie vielen und bei welchen
Krankenkassen die 12.580 Beschäf-
tigten der vier beteiligten Betriebe/
Institutionen versichert sind. Die Be-
schäftigten waren bei ca. 100 Gesetz-
lichen Krankenkassen versichert.

Um fundierte Daten zu erhalten,
wurde beschlossen, einen einheitli-
chen Projektfragebogen in allen vier
beteiligten Unternehmen einzusetzen.
Dafür wurden ähnliche Initiativen und
Materialien auf ihre Nachnutzbarkeit
geprüft. Die Erarbeitung des Frage-
bogens (Anlage 2), der durch den
Datenschutzbeauftragten des Landes
Sachsen-Anhalt abgesichert wurde,
prägte die Vorbereitungsphase.

Kosten für beruflich notwendige
Impfungen

Für die Kostenübernahme von Schutzim-
pfungen kommen außer den Krankenkassen
weitere Träger in Frage. Zu diesen zählen
der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) für
Impfungen nach § 20 Abs. 5 des Infektions-
schutzgesetzes sowie weitere auf Grund
gesetzlicher Vorschriften benannte Stellen
(z.B. Arbeitgeber). So darf z.B. ein Arbeit-
geber nach § 3 Abs. 3 Arbeitsschutzgesetz
die Kosten für Arbeitsschutzmaßnahmen
nicht dem Beschäftigten auferlegen. Zu den
Arbeitsschutzmaßnahmen gehören Impfun-
gen, die auf der Grundlage der Biostoffver-
ordnung anzubieten sind. Nach dieser
Verordnung müssen Arbeitgeber den Be-
schäftigten ein Impfangebot machen, wenn
dieser eine entsprechende Tätigkeit (Anlage
IV  Biostoffverordnung) ausübt und dabei
durch einen impfpräventablen biologischen
Arbeitsstoff erhöht infektionsgefährdet ist.
Dies hat der Arbeitgeber im Rahmen der
Gefährdungsbeurteilung zu überprüfen.

Anmerkung: Benehmen mit einer anderen
Stelle herzustellen ist nicht unbedingt mit
dem Einverständnis der anderen Stelle
gleichzusetzen. Es bedeutet lediglich, dass
dieser Stelle Gelegenheit zur Stellungnahme
zu geben ist, ohne dass ein Einverständnis
erforderlich wäre. Die Stellungnahme muss
aber wenigstens zur Kenntnis genommen
und in die Überlegungen einbezogen wer-
den. Bei Bedenken ist die Herstellung von
Transparenz besonders wichtig.
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Zur Untersuchung und zur Information
der Beschäftigten (Anlage 3 bis 6) wur-
den verschiedene Materialien erarbeitet.

Für die Abrechnung mit den Kranken-
kassen mussten Kartenlesegeräte orga-
nisiert werden, um sie den 4 Betriebs-
ärztinnen zur Verfügung zu stellen.

2.9.2 Durchführungsphase

Für die Durchführungsphase wurden
unterschiedliche Aktionen und
Maßnahmen vorgesehen. Da die vier
Unternehmen - insbesondere die bei-
den Stadtverwaltungen - über etliche
Standorte verfügen, war ein einheitli-
ches Vorgehen zur Projektbewerbung
nicht möglich. Die Entscheidung, was
wann ein- bzw. umgesetzt wird, oblag
den Betriebsärztinnen. 

Die Betriebsärztinnen informierten die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
in eigener Regie über das Projekt und
luden zum Mitmachen ein. Sie kalku-
lierten den Impfstoffbedarf und be-
schafften den Impfstoff zu möglichst
günstigen Konditionen. Während der
routinemäßigenmbetriebsärztlichen
Untersuchungen und im Rahmen von
Aktionen boten die Betriebsärztinnen
die Überprüfung des Impfstatus und,
nach Feststellung eventueller Impf-
lücken, Impfungen entsprechend den
STIKO-Empfehlungen an. Zur Aus-
wahl standen: Tetanus, Diphtherie
und Influenza als Standard- bzw.
Auffrischimpfungen, Pertussis und
Influenza als Indikationsimpfungen
laut STIKO-Empfehlung. Parallel dazu
führten die Betriebsärztinnen die
Befragung der Beschäftigten durch,
dokumentierten sowohl die Impf-
lücken als auch die durchgeführten
Impfungen auf den dafür vorgesehe-
nen Fragebögen und leiteten die
anonymen Daten zur Auswertung an

Hinweise des Datenschutzbeauftragten
des Landes

Da die Beschäftigten mit Vorlage des lmp-
fausweises bei der Betriebsärztin vorstel-
lig werden, erfolgt keine anonyme, son-
dern eine personenbezogene Datenerfas-
sung – Dies sollte im ersten Satz des
Fragebogens ergänzt werden.
Um eine wirkliche Anonymisierung des
Fragebogens zu erreichen, sollte die
Altersangabe der Beschäftigten in Rastern
erfolgen. Denn auch bei großen Beschäf-
tigtenzahlen ist durch die Verbindung der
Altersangabe mit dem Geschlecht und
der Schul- und Berufsbildung ein
Personenbezug möglicherweise noch
herstellbar.
Den Beschäftigten sollte vor der
Teilnahme mitgeteilt werden, dass die
Auswertung des Fragebogens im Landes-
amt für Verbraucherschutz erfolgt und
welche Veröffentlichung der Ergebnisse
geplant ist.
Dem Fragebogen sollte der Hinweis hin-
zugefügt werden, dass bei Nicht-Teil-
nahme keine negativen Konsequenzen
zu erwarten sind.



12

das Landesamt für Verbraucher-
schutz weiter.

Die Auswertung der Fragebögen und
die Projektevaluation erfolgten im
Landesamt für Verbraucherschutz. 

Die Impfstoffkosten wurden von den
Betriebsärztinnen direkt mit den Kran-
kenkassen der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer abgerechnet. 

Neben der Impfstatusprüfung, ggf.
Weiterverweisung an den Hausarzt,
bei Einstellungsuntersuchungen und
bei wiederkehrenden Untersuchungen
von Beschäftigten im Rahmen der
sonstigen betriebsärztlichen Tätigkeit
wurde z. B. in der Stadt Magdeburg

der Aktionstag „Rundherum gesund“
durchgeführt, der nachfolgend näher
beschrieben werden soll.
Der Besuch des Aktionstages galt als
Arbeitszeit. Veranstaltungsort war das
Gesundheits- und Veterinäramt, des-
sen fachliche und räumliche Kapazi-
täten genutzt werden konnten. Die
Information der Beschäftigten zum
Aktionstag „Rundherum gesund“ er-
folgte ca. 14 Tage zuvor durch das
hauseigene computergestützte Infor-
mationssystem GroupWise, durch das
Internet der Stadtverwaltung der Lan-
deshauptstadt Magdeburg, außerdem
durch Flyer und Poster, die den
Ämtern und Eigenbetrieben zur Ver-
teilung zugeschickt wurden. Am
13.06.2005 erfolgte eine Erinnerung

Abbildung 1: Arztmitteilung zum Impfstatus
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der Beschäftigten über GroupWise
und das Intranet. Am 15.06.2005 in
der Zeit von 10.15 Uhr bis 15.00 Uhr
erfolgte bei hoher Beteiligung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im
Gebäude des Gesundheits- und Vete-
rinäramtes in den Räumen des Be-
triebsärztlichen Dienstes und der zu-
gehörigen Wartefläche die Impfstatus-
aufnahme und Impflückenschließung.

2.9.3 Nachbereitungsphase

Die Nachbereitungsphase war von der
Datenzusammenstellung und -aus-
wertung geprägt. Die Projektergeb-
nisse werden in Vorträgen und einer
Dokumentation so aufbereitet, dass
sie einer breiten Öffentlichkeit ebenso
vorgestellt werden können wie Fach-
experten.   

2.9.4 Begleitende Öffentlich-
keitsarbeit

Öffentlichkeitsarbeit fand ausschließ-
lich innerhalb der beteiligten Betriebe
statt mit dem Ziel, zur Teilnahme am
Projekt zu motivieren und den
Impfgedanken unter den Beschäftigten
zu stärken. Eine Ausdehnung auf
öffentliche Medien erscheint nicht
angemessen. Die Ergebnisse der
Fragebogenerhebung werden nach
Beendigung des Projektes für die
Öffentlichkeitsarbeit freigegeben.

2.10 Ergebnisse

Die nachfolgenden Ergebnisse beru-
hen im Wesentlichen auf der Aus-
wertung der Fragebögen und der
Angaben der Betriebsärztinnen zu
den vorgenommenen Impfungen.

Teilnehmer

Insgesamt nahmen 884 Arbeitnehmer
an der Befragung in Verbindung mit
der  Impfstatusprüfung teil, darunter 79
von 1.107 Beschäftigten der Salutas
Pharma GmbH Barleben, 225 von
4.604 Beschäftigten der Stadtverwal-
tung der Stadt Halle/Saale, 255 von
2.123 Beschäftigten des Otto-Versand
Haldensleben und 325 von 4.746
Beschäftigten der Stadtverwaltung der
Landeshauptstadt Magdeburg. 

Geschlechtsverteilung
Von 849 der insgesamt 884 Projekt-
teilnehmer liegen Angaben zum Ge-
schlecht vor. Mit 645 Frauen und nur
204 Männern nahmen deutlich mehr
Frauen an dem Projekt teil. Eine ver-
bindliche Aussage, ob anteilmäßig
mehr Frauen oder Männer teilnah-
men, lässt sich jedoch nicht treffen, da
die Geschlechtsverteilung der Be-
schäftigten als wichtigste Bezugs-
größe nicht bekannt ist.

Altersverteilung
Von 865 der insgesamt 884 Projekt-
teilnehmer liegen Angaben zum Alter
vor:
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16-30 Jahre alt waren 12,4 % (110)
der Teilnehmer,
31-50 Jahre alt waren 59,7 % (528)
der Teilnehmer,
über 50 Jahre alt waren 25,7 % (227)
der Teilnehmer.

Von 2,1 % (19) der Beteiligten lagen
keine Angaben zum Alter vor.

Der Anteil jüngerer Beschäftigter war
bei der Salutas Pharma GmbH Bar-
leben mit 31,6 % (25 von 79) am
größten, gefolgt vom Otto-Versand
Haldensleben mit 17,3 % (44 von 255).
Der Anteil älterer Beschäftigter mit
einem Alter über 50 Jahren war in den
Stadtverwaltungen der Landeshaupt-
stadt Magdeburg mit 33,8 % (110 von
325) und der Stadt Halle/Saale mit
31,6 % (71 von 225) am größten.

Gefährdende Tätigkeit nach Biostoff-
verordnung
200 der insgesamt 884 Beschäftigten
(22,6 %) übten eine gefährdende Tä-
tigkeit nach Biostoffverordnung (§§
15/15a) aus, darunter 145 (16,4 %) im
Bereich Gesundheitsdienst und Wohl-
fahrtspflege.

2.10.1 Feststellung von 
Impflücken 

Aus Gründen der Praktikabilität wird
im Folgenden die Durchimpfung und
nicht wie vorgesehen die Impflücken
betrachtet. 

Auffrischimpfung gegen Tetanus und
Diphtherie
Von 805 Beschäftigten lag der Impf-
ausweis vor. 65,2 % (525 von 805)
der beteiligten Beschäftigten hatten in
den letzten Jahren mindestens eine
Impfung gegen Diphtherie und 66 %
(531 von 805) Beschäftigte hatten in
den letzten 10 Jahren mindestens eine
Impfung gegen Tetanus erhalten. Sie
galten in Bezug auf diese Impfungen
als altersentsprechend vollständig
geimpft. 

Impfung gegen Influenza, Hepatitis A
und Hepatitis B
32,5 % (262 von 805) der Beschäf-
tigten waren aktuell gegen Influenza
geimpft. Alle 13 Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer ab 60 Jahre mit
auswertbarem Impfstatus waren gegen
Influenza geimpft.  29,6 % (238 von
805) waren gegen Hepatitis B und
16,1 % (130 von 805) waren gegen
Hepatitis A geimpft. 

Grundimmunisierung gegen Polio-
myelitis
Eine Grundimmunisierung gegen
Poliomyelitis, über die jeder Arbeit-
nehmer verfügen sollte, war nur bei
50,7 % (408 von 805) der Projekt-
teilnehmer dokumentiert.
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2.10.2 Einflussfaktoren auf den 
Impfstatus

Alter
Um festzustellen, ob es Unterschiede
im Impfstatus bezüglich der Auffrisch-
impfung gegen Tetanus/Diphtherie zwi-
schen jüngeren und älteren Beschäf-
tigten gab, wurden drei Altersgruppen
miteinander verglichen. Es wurde
deutlich, dass in allen drei Altersgrup-

pen Nachholbedarf bestand. Dieser
Nachholbedarf war jedoch bei den jün-
geren Beschäftigten zwischen 16 und
30 Jahren besonders stark ausgeprägt.

Die Influenza-Impfung wird als Stan-
dardimpfung allen Personen ab 60
Jahren empfohlen. Nur 17 Beschäf-
tige waren älter als 59 Jahre. In 13
Fällen war der Impfstatus auswertbar:
alle 13 älteren Arbeitnehmer waren
gegen Influenza geimpft. 

Regelmäßige hausärztliche Betreuung
Beschäftige, die sich in regelmäßiger
hausärztlicher Betreuung befinden,
waren signifikant besser gegen Diph-
therie und Tetanus geimpft als Be-
schäftigte ohne Hausarzt. Auch gegen
Influenza waren Beschäftigte mit
Hausarzt besser geimpft als Beschäf-
tigte ohne Hausarzt. Dies war aller-
dings nicht signifikant. Bei den Im-
pfungen gegen Hepatitis B, Hepatitis A
hatte die hausärztliche Betreuung kei-
nen Einfluss auf den Impfstatus.

Anmerkung: Auffrischimpfungen gegen
Poliomyelitis (z.B. alle 10 Jahre wie bei der
Impfung gegen Diphtherie und Tetanus) wer-
den in Sachsen-Anhalt nicht empfohlen. Die
Polio-Grundimmunisierung erfolgte in der
Kindheit und Jugend nahezu flächendek-
kend und wurde vermutlich später bei vielen
Beschäftigten nicht in einen neuen
Impfausweis übertragen. Bei der scheinbar
niedrigen Durchimpfung handelt sich daher
mit großer Wahrscheinlichkeit um eine man-
gelhafte Dokumentation.

Abbildung 2: Anteil Geimpfter von den befragten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern (805) die einen Impfausweis vorgelegt hatten

Abbildung 3: Impfstatus gegen Diphtherie und Tetanus, nach Altersgruppen 

Abbildung 4: Impfstatus in Abhängigkeit von regelmäßiger hausärztlicher
Betreuung
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Schulbildung
Die Schulbildung der Beschäftigten
hatte keinen signifikanten Einfluss auf
die Durchimpfung gegen Tetanus/
Diphtherie, Hepatitis B und Hepatitis A.
Dagegen waren Beschäftigte mit
einer höheren Schulbildung (10. Klas-
se und Abitur) signifikant häufiger
gegen Influenza geimpft als Beschäf-
tigte mit geringerer Schulbildung (8.
Klasse). Dabei ist zu berücksichtigen,
dass lediglich 35 Beschäftigte über
einen geringeren Schulabschluss ver-
fügten und die Aussage deshalb
eventuell wenig verlässlich erscheint. 

Berufsausbildung
Die Berufsausbildung (Facharbeiter,
Fachschulabschluss*, Hochschulab-
schluss) hatte keinen signifikanten
Einfluss auf die Durchimpfung gegen
Tetanus/Diphtherie und Influenza. Es
fällt jedoch der vergleichsweise niedri-
ge Anteil der Influenza-Geimpften
unter den Fachschulabsolventen auf.
Dagegen waren Beschäftigte mit
Fachschulausbildung signifikant häu-
figer gegen Hepatitis B geimpft als
Facharbeiter und Beschäftigte mit
Hochschulabschluss. Beschäftigte mit
Hochschulausbildung waren signifi-

kant häufiger gegen Hepatitis A
geimpft als Beschäftigte mit Berufs-
ausbildung. 

*In der DDR gab es zwei Kategorien von Fachschulen. Nur eine
dieser Kategorien wird heute als Fachhochschule (FH) aner-
kannt. Die nicht als Fachhochschule anerkannte Kategorie betraf
z. B. die Ausbildung von Krankenschwestern und Medizinisch
Technischen Assistentinnen.

Familienstand
Verheiratete Beschäftigte waren signi-
fikant besser gegen Tetanus/Diph-
therie und Influenza geimpft. Unver-
heiratete waren etwas häufiger gegen
Hepatitis B geimpft als Verheiratete.

Kinder
Beschäftigte mit Kindern (unabhängig
vom Alter) waren insgesamt signifi-
kant besser geimpft als Beschäftigte
ohne Kinder.

Abbildung 5: Impfstatus in Abhängigkeit von der Schulbildung

Abbildung 6: Impfstatus in Abhängigkeit von der Berufsausbildung

Abbildung 7: Impfstatus in Abhängigkeit vom Familienstand
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Enger Kontakt zu Kleinkindern oder
Säuglingen
Beschäftigte mit aktuellem oder zu er-
wartendem engen Kontakt zu kleinen
Kindern waren nicht besser gegen
Keuchhusten geimpft als Beschäftigte
ohne derartige Kontakte.

Gefährdende Tätigkeiten entsprechend
Biostoffverordnung
Beschäftigte mit gefährdenden Tätig-
keiten im Gesundheitsdienst und in
der Wohlfahrtspflege waren signifikant
besser gegen Hepatitis A und B
geimpft als Beschäftigte ohne diese
Tätigkeiten. Bezüglich der Impfung
gegen Tetanus und Diphtherie gab es
keine Unterschiede. Bei der Influ-
enzaimpfung waren Beschäftigte im
Gesundheitsdienst und in der Wohl-
fahrtspflege sogar signifikant seltener
geimpft als Beschäftigte außerhalb
des Gesundheitsdienstes (19,2 %
gegenüber 36,6 %).

2.10.3 Schließung von 
Impflücken

Insgesamt wurden von den Betriebs-
ärztinnen im Rahmen des Projektes
426 Impfungen durchgeführt, darunter
343 in der Kombination gegen Teta-
nus/Diphtherie, 50 gegen Tetanus/
Diphtherie/Pertussis, 23 gegen Teta-
nus/Diphtherie/Polio und 10 gegen
Influenza.

Am häufigsten wurde in der Stadt-
verwaltung der Landeshauptstadt
Magdeburg geimpft (218 Impfungen),
gefolgt vom Otto-Versand Haldens-
leben (89 Impfungen), Salutas Phar-
ma GmbH Barleben (61 Impfungen)
sowie der Stadtverwaltung Halle (58
Impfungen).

2.10.4 Herstellung des alters-
gerechten Impfstatus bei 
über 90 % der Beleg-
schaften

Die Herstellung des altersgerechten
Impfstatus bei über 90 % der Beleg-
schaften konnte nicht erreicht werden,

Abbildung 10: Impfstatus in Abhängigkeit von gefährdender Tätigkeit nach
Biostoffverordnung

Abbildung 8: Impfstatus in Abhängigkeit beim Vorhandensein von Kindern

Abbildung 9: Impfstatus in Abhängigkeit vom Kontakt zu Säuglingen
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da es nicht möglich war, den Impf-
status aller Beschäftigten zu kontrol-
lieren und ggf. zu verbessern. 

Bei den beteiligten Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern wurde der
altersgerechte Impfstatus bei Diph-
therie und Tetanus erreicht.

Von den 805 Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern, die ihren Impfausweis
vorlegten, konnte der altersgerechte
Impfstatus bei Tetanus von 66,0 % auf
91,1 % und bei Diphtherie von 65,2 %
auf 90,4 % erhöht werden.

3. Projektbewertung
3.1 Betrachtung der Zielstel-

lung und ihrer Operatio-
nalisierung

Von 5.000 der insgesamt 12.580 Be-
schäftigten in vier Betrieben sollte der
Impfstatus erhoben werden. Diese
Zahl wurde mit 884 Beschäftigten bei
weitem nicht erreicht, da sich der
Aufwand, den die Betriebsärzte zu lei-
sten hatten, als zu hoch erwies. Die
Zahl der Beteiligten insgesamt war
jedoch ausreichend groß, um fundier-
te Aussagen zum Impfstatus von
Arbeitnehmern und zu möglichen
Einflussfaktoren zu treffen. 

Auch das Ziel, bei 90 % der Beleg-
schaften einen altersgerechten Impf-
status herzustellen, wurde nicht er-
reicht. Ursache hierfür ist u. a. dass

der Projektzeitraum nicht ausreichte
um alle Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer zu untersuchen bzw. vor-
handene Daten zu sichten.

3.2 Betrachtung des 
Projektverlaufes

Die Teilung der Aufgaben – Kos-
tenklärung für die Impfstoffe und fach-
liche Vorbereitung und Datenaus-
wertung durch das LAV, Organisation
und Durchführung des Projektes vor
Ort in den Betrieben – erwies sich als
günstig. Der Aufwand der Kosten-
klärung mit 6 Krankenkassen bzw.
Verbänden muss jedoch als ausge-
sprochen hoch eingeschätzt werden.
Gemessen an den Teilnehmerzahlen
in den einzelnen Betrieben scheinen
Aktionen, wie der Aktionstag „Rund-
herum gesund“ in der Stadtverwaltung
der Landeshauptstadt Magdeburg,
besonders wirkungsvoll gewesen zu
sein, insbesondere im Vergleich zur
Verlagerung des Projektes in die
betriebsärztlichen Sprechstunden. An
dem Aktionstag allein wurde von 222
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern der Impfstatus geprüft und im
gesamten Projektverlauf von 805
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern.
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3.3 Betrachtung der 
Nachnutzbarkeit

Die Nachnutzung des Projektes im
Zusammenhang mit Impfungen aus-
serhalb der Biostoffverordnung in
Betrieben ist nur mit Einschränkungen
möglich, da strukturelle Gründe dage-
gen sprechen (siehe auch Handlungs-
empfehlungen). 

Dem Berufsverband der Betriebs- und
Werksärzte wird das Weiterverfolgen
des Ansatzes – Mitwirkung an der
Erreichung eines altersgerechten
Impfstatus bei Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern unter Berücksichti-
gung von „Nachnutzbarkeit und Hand-
lungsempfehlungen“ – angeboten. Die
Projektdokumentation wird allen Be-
teiligten zur Verfügung gestellt. Aus-
schnitte aus den Ergebnissen werden
niedergelassenen Ärzten im Rahmen
von Impfkursen der Ärztekammer
Sachsen-Anhalt vorgestellt. Schwer-
punkt ist dabei der Impfstatus von
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern und die Einflussfaktoren auf den
Impfstatus unter besonderer Berück-
sichtigung der Rolle des Hausarztes.

4. Handlungsempfehlungen

Die Kontrolle der Impfausweise auf
Standardimpfungen im Rahmen der
betriebsärztlichen Sprechstunde
oder im Rahmen von Aktionen in
Betrieben ist zu empfehlen. 

Werden Impflücken bezüglich Teta-
nus und Diphtherie festgestellt,
sollte der Beschäftigte schriftlich
darauf aufmerksam gemacht und
an den Hausarzt verwiesen wer-
den. Die Ergebnisse des Projektes
haben eindrucksvoll belegt, dass
der Hausarzt einen positiven Ein-
fluss auf die Durchimpfung seiner
Patienten hat. Dem Hausarzt ob-
liegt die Aufgabe, den Impfling im
Zusammenhang mit der Tetanus-
Diphtherie-Auffrischimpfung auch
auf Indikationen für eine Pertussis-
Impfung hinzuweisen, z. B. bei Kin-
derwunsch und bei Kontakt zu
kleinen Kindern. 
Da Beschäftigte im Gesundheits-
dienst und in der Wohlfahrtspflege
sogar schlechter gegen Influenza
geimpft sind als Beschäftigte ohne
Gesundheitsbezug, sollten Impfak-
tionen gegen Influenza im Betrieb
angeboten werden, wenn die Ge-
fährdung der Beschäftigten im
Rahmen ihrer Tätigkeit gegenüber
der Allgemeinbevölkerung erhöht
ist und zusätzlich eine Gefährdung
für betreute ungeimpfte Risiko-
personen besteht. 
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Anlage 1 Impfungen auf Grund eines erhöhten beruflichen 
Risikos, Empfehlungen der ständigen Impfkommission
(STIKO), Juli 2008
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Anlage 2 Fragebogen
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Anlage 2 Fragebogen
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Anlage 3 Information des Betriebsarztes – Diphtherie
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Anlage 4 Information des Betriebsarztes – Tetanus
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Anlage 5 Information des Betriebsarztes – Pertussis
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Anlage 6 Information des Betriebsarztes – Polio
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